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Parlamentarischer Vorstoss. Antwort des Regierungsrates 

Vorstoss-Nr.: 121-2019 

Vorstossart: Motion 

Richtlinienmotion: ☐ 

Geschäftsnummer: 2019.RRGR.150 

Eingereicht am: 30.04.2019 

Fraktionsvorstoss: Nein 

Kommissionsvorstoss: Nein 
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Weitere Unterschriften: 0 

Dringlichkeit verlangt: Ja 

Dringlichkeit gewährt: Nein 06.06.2019 

RRB-Nr.: 1267/2019 vom 20. November 2019 

Direktion: Finanzdirektion  

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

Antrag Regierungsrat: Ablehnung 

  

 

Der Kanton Bern sagt nein zur finanziellen Ausbeutung von afrikanischen Staaten 

Der Regierungsrat wird beauftragt, 

1. sicherzustellen, dass der Kanton Bern keine Bankgeschäfte mehr mit der Credit Suisse tä-

tigt, solange die Credit Suisse in ausbeuterischer Tätigkeit auf dem afrikanischen Kontinent 

aktiv ist 

2. pro Legislatur einen Bericht darüber zu erstellen, mit welchen Geldinstituten der Kanton Bern 

in den vergangenen vier Jahren zusammengearbeitet hat 

3. die Credit Suisse aufzufordern, auf die Rückforderung des Zwei-Milliarden-US-Dollar-

Kredits, der Mosambik gewährt wurde, zu verzichten 

Begründung: 

Der Kanton Bern soll sich mit seinen Bankverbindungen klar von der Credit Suisse distanzieren 

und damit ein Zeichen setzen. Auch der Kanton Bern hat eine Verantwortung gegenüber ande-

ren Staaten und Völkern. Es darf nicht sein, dass Staaten und Völker durch Schweizer Firmen an 

den Rand des Ruins getrieben werden und der Kanton Bern weiter Geschäfte mit solchen Fir-
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men tätigt. Auch bei der Beschaffung von Geld müssen ethische Kriterien wie bei jedem Be-

schaffungsgeschäft eingehalten werden. 

Der Kanton Bern soll seine Geldbezüge offenlegen. So kann sichergestellt werden, dass der 

Kanton Bern nicht indirekt (mittels Staatsanleihen) mithilft, einer Bank zu mehr Eigenkapital zu 

verhelfen, was der Bank erlaubt, weiterhin Kredite an Drittweltstaaten zu ruinösen Bedingungen 

zu vergeben. 

Angesichts der kürzlichen Flutkatastrophe in Mosambik fordern mehrere Schweizer NGOs in 

einem offenen Brief die Credit Suisse auf, dem krisengeschüttelten Land die Rückzahlung eines 

Milliardenkredits zu erlassen. Es handle sich um versteckte Schulden in der Höhe von zwei Mill i-

arden US-Dollar als Folge betrügerischer rechtswidriger Absprachen zwischen der Credit Suisse, 

der russischen Bank VTB, internationalen Auftragnehmern und mosambikanischen Regierungs-

vertretern. Die illegal aufgenommenen Kredite stürzten Mosambik 2016 in eine bis heute andau-

ernde Finanzkrise und erschweren nun den Wiederaufbau des Landes erheblich. 

Seit fast drei Jahren sorgt in Mosambik ein Finanzskandal für Aufregung: Anfang 2016 kam ans 

Licht, dass die Regierung von Armando Guebuza von 2013 bis 2014 drei halbstaatlichen Unter-

nehmen die Genehmigung erteilte, Kredite in der Höhe von zwei Milliarden US-Dollar aufzuneh-

men. Das Parlament, das die Kredite hätte absegnen müssen, wurde dabei umgangen. Die 

Schweizer Bank Credit Suisse war eine der Haupt-Kreditgeberinnen. Angeblich sollte das Geld 

unter anderem für die Anschaffung von Thunfischkuttern verwendet werden, ein Grossteil der 

Milliarden versickerte jedoch in undurchsichtigen Kanälen. Im Dezember letzten Jahres wurden 

auf Betreiben des US-Justizministeriums drei ehemalige CS-Banker sowie der Ex-Finanzminister 

Mosambiks und weitere Beteiligte verhaftet. 

Bereits 2018 hatten Schweizer NGOs, in Übereinstimmung mit entsprechenden Forderungen der 

mosambikanischen Zivilgesellschaft, die Credit Suisse zum Erlass der Schuld aufgefordert, je-

doch ohne Reaktion von Seiten der Grossbank. Angesichts der dramatischen Verwüstungen 

durch den Wirbelsturm Idai besteht nun akuter Handlungsdruck, die Schuldenkrise zu lösen. Die 

humanitäre Katastrophe hat ein für das südliche Afrika bisher ungekanntes Ausmass erreicht: 

Fünf Millionen Menschen sind direkt betroffen, 1,8 Millionen Menschen brauchen akut Hilfe, da-

von eine Million Kinder. In den überschwemmten Gebieten im Zentrum des Landes steigt die 

Seuchengefahr aufgrund der mangelnden Trinkwasserversorgung, erste Fälle von Cholera wur-

den gemeldet. 

Begründung der Dringlichkeit: In Mosambik läuft zurzeit eine humanitäre Katastrophe ab. Der Kanton Bern 

muss jetzt rasch reagieren. 

Antwort des Regierungsrates 

Ziffern 1 und 3 

Die Geschäftsbeziehungen mit der Credit Suisse beschränken sich im Wesentlichen auf die 

Emission von Anleihen für den Kanton Bern. Der Regierungsrat beurteilt die generelle Geschäfts-

tätigkeit der Credit Suisse mit anderen Geschäftspartnern nicht. Es ist Aufgabe der zuständigen 

Aufsichtsbehörden, allfällige Vergehen von Finanzinstituten bei der Vergabe von Krediten zu 

prüfen und nötigenfalls Massnahmen einzuleiten. 
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Ziffer 2 

Der Kanton Bern pflegt auf dem Geld- und Kapitalmarkt sowohl permanente als auch temporäre 

Geschäftsbeziehungen (Zahlungsverkehr, kurz- sowie mittel- und langfristige Finanzierungen in 

Form von Anleihen oder Privatplatzierungen) mit einer Vielzahl von wechselnden Partnern. So 

wurden z. B. im Jahr 2018 240 Geldmarkttransaktionen (kurzfristige Darlehen) mit 16 verschie-

denen Partnern und Laufzeiten zwischen einem Tag und 136 Tagen getätigt. Dazu kommen pro 

Jahr eine bis zwei langfristige Kapitalaufnahmen, in der Regel in Form von öffentlichen Anleihen. 

Dabei wird jeweils ein Bankenkonsortium beauftragt, das aus einer bis drei Geschäftsbanken 

besteht und genügend Platzierungskraft aufweist. Die Erstellung eines Berichtes über diese um-

fangreichen Geschäftsbeziehungen wäre vor diesem Hintergrund sehr aufwändig und nach Auf-

fassung des Regierungsrates aufgrund des geringen Informationsgehalts aus verwaltungsöko-

nomischer Sicht nicht verhältnismässig.    

Der Regierungsrat beantragt dem Grossen Rat, die Motion abzulehnen. 

Verteiler 

 Grosser Rat 


